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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Martina Renner, Dr. André Hahn, Gökay 
Akbulut, weiterer Abgeordneter und der Gruppe Die Linke
– Drucksache 20/12274 –

Ermittlungen zu mutmaßlichen Einflussnahmen durch russische Geheimdienste

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Die Sicherheitsbehörden der Republik Österreich beschäftigen sich bereits seit 
längerer Zeit mit einem brisanten Spionagefall, der auch Verbindungen nach 
Deutschland haben soll (www.sueddeutsche.de/politik/spionage-oesterreich-ru
ssland-jan-marsalek-wirecard-1.6519325?reduced=true). Bereits seit 2019 
führt der Generalbundesanwalt (GBA) in diesem Zusammenhang das Struk-
turermittlungsverfahren „Russische Dienste“. Dazu hat die Bundesregierung 
öffentlich erklärt: „In einem Strukturermittlungsverfahren „Russische Diens-
te“ des Generalbundesanwalts beim Bundesgerichtshof wurde – vor dem Hin-
tergrund zuvor bekannt gewordener Ermittlungen gegen O. durch österreichi-
sche Behörden – im Oktober 2019 mit Schreiben des Verbindungsbeamten des 
Bundeskriminalamts in Wien an das österreichische Bundesamt für Korrupti-
onsbekämpfung angefragt, ob bei den österreichischen Ermittlungen Hinweise 
erlangt werden konnten, dass O. und eine weitere Person Informationen an 
ausländische Nachrichtendienste gelangen ließen und möglicherweise Belange 
der Bundesrepublik Deutschland tangiert sein könnten.“ (siehe Bundestags-
drucksache 20/11338). Soweit auch ehemalige Spitzenbeamte ehemaliger 
Bundesbehörden bzw. des Bundeskanzleramtes möglicherweise mit Beteilig-
ten des Skandals in Österreich in Kontakt gestanden haben, hat die Bundes-
regierung jeglichen öffentlichen Kommentar abgelehnt und übergeordnete In-
teressen beispielsweise der internationalen Zusammenarbeit der Nachrichten- 
und Geheimdienste geltend gemacht (siehe Bundestagsdrucksache 20/11338). 
Es ist unbekannt, inwieweit die Ermittlungsbehörden in diesem Komplex vo-
rankommen und tatsächliche Bedrohungen identifizieren konnten.

 1. Gehören zu dem vom GBA geführten Strukturermittlungsverfahren 
„Russische Dienste“ auch Teilkomplexe, welche sich auf konkrete Tat-
vorwürfe oder Personen beziehen, und wenn ja, wie viele?

 2. Wann wurden die Ermittlungen zu diesen Teilkomplexen eröffnet?

 3. Welche Tatvorwürfe mit wie vielen Tatverdächtigen oder Beschuldigten 
sind Gegenstand der zu diesen Teilkomplexen jeweils geführten Ermitt-
lungen?

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Justiz
vom 26. Juli 2024 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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 4. Ist das Bundeskriminalamt mit den Ermittlungsmaßnahmen zum Struk-
turermittlungsverfahren „Russische Dienste“ des GBA und den damit 
verbundenen Teilkomplexen befasst?

 6. Fanden oder finden im Zusammenhang mit dem Strukturermittlungsver-
fahren „Russische Dienste“ des GBA Konsultationen oder ein auch 
regelmäßiger Informationsaustausch mit den Ermittlungs- und Justizbe-
hörden anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) oder des 
Vereinigten Königreichs statt, und wenn ja, wann mit welchen Behörden 
bzw. – soweit die Nennung der Behörden aus rechtlichen Gründen nicht 
möglich ist – Ländern?

 7. Gibt es im Zusammenhang mit dem Strukturermittlungsverfahren „Rus-
sische Dienste“ des GBA einen Austausch, eine Zusammenarbeit oder 
eine Koordination mit oder in Behörden und Stellen der Europäischen 
Union wie Eurojust, und wenn ja, in welcher Weise im Einzelnen?

 8. Bestanden oder bestehen im Zusammenhang mit dem Strukturermitt-
lungsverfahren „Russische Dienste“ des GBA Haftbefehle oder behördli-
che Ausschreibungen bzw. Suchvermerke, und wenn ja wie viele (bitte 
nach Datum, Art sowie etwaigem Fortbestand auflisten)?

 9. Wurden oder sind im Zusammenhang mit dem Strukturermittlungsver-
fahren „Russische Dienste“ des GBA von deutschen Ermittlungsbehör-
den bisher Beschuldigtenvernehmungen durchgeführt, und wenn ja, 
wann, und wie viele?

10. Wurden im Zusammenhang mit dem Strukturermittlungsverfahren „Rus-
sische Dienste“ des GBA von deutschen Ermittlungsbehörden bisher 
Zeugenvernehmungen durchgeführt oder sind sie geplant, wenn ja, wann, 
und wie viele?

11. Wurden oder sind im Zusammenhang mit dem Strukturermittlungsver-
fahren „Russische Dienste“ des GBA Geschäftsunterlagen, Kommunika-
tionsinhalte und Kommunikationsdaten, Geld und Wertgegenstände si-
chergestellt und beschlagnahmt worden, wenn ja, wann, und in welchem 
Umfang jeweils?

12. Wurden im Zusammenhang mit dem Strukturermittlungsverfahren „Rus-
sische Dienste“ des GBA auch Erkenntnisse über mögliche personelle, 
finanzielle und organisatorische Überschneidungen und Verbindungen zu

a) dem „Koordinationsrat russischer Landsleute in Deutschland“,

b) der Stiftung „Russkij Mir“,

c) dem Moskauer „Institut für Demokratie und Zusammenarbeit“,

d) der Agentur „Rossotrudnitschestwo“ oder

e) dem Medienunternehmen Rossija Sewodnja (Russland heute) bzw. 
dem Fernsehsender RT, der Nachrichtenagenturen Ruptly oder der 
Medienagentur „Redfish“ bzw. „Red“ festgestellt, und wenn ja, 
welche?

Die Fragen 1 bis 4 sowie 6 bis 12 werden gemeinsam beantwortet.
In dem Strukturermittlungsverfahren „Russische Dienste“ des Generalbundes-
anwalts beim Bundesgerichtshof nimmt das Bundeskriminalamt die polizeili-
chen Aufgaben wahr. Darüber hinausgehende Auskünfte im Sinne der Frage-
stellungen können weiterhin nicht – auch nicht in eingestufter Form – erteilt 
werden. Trotz der grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Pflicht, Informa-
tionsansprüche des Deutschen Bundestages und einzelner Abgeordneter zu er-
füllen, tritt hier nach sorgfältiger Abwägung der betroffenen Belange im Ein-
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zelfall das Informationsinteresse des Parlaments hinter den aus dem Rechts-
staatsprinzip abgeleiteten und damit gleichfalls Verfassungsrang genießenden 
Interessen der Allgemeinheit an einer funktionstüchtigen Strafrechtspflege und 
den berechtigten Interessen an einer effektiven Zusammenarbeit in Belangen 
der Strafverfolgung zurück. Eine Auskunft zu Erkenntnissen aus dem (Struk-
tur‑)Ermittlungsverfahren würde den Untersuchungszweck gefährden oder gar 
vereiteln und die internationale Zusammenarbeit zumindest erschweren. Gerade 
bei der Zusammenarbeit in Angelegenheiten der Strafrechtshilfe ist die inter-
national praktizierte Vertraulichkeit des Verfahrens zudem Voraussetzung für 
die zukünftige effektive Zusammenarbeit.

 5. Hat das Bundeskriminalamt (BKA) im Zusammenhang mit dem Struk-
turermittlungsverfahren „Russische Dienste“ eine „Besondere Aufbauor-
ganisation“ (BAO) oder eine vergleichbare Arbeitsstruktur geschaffen, 
und wenn ja, wie viele Beamte sind in diese Ermittlungen eingebunden?

Der Aufbau und die Stärke von Ermittlungsgruppen variiert im Zeitverlauf in 
Abhängigkeit von dem zu ermittelnden Sachverhalt und Ermittlungsumfang. 
Der Personalbestand und ‑bedarf wird dabei den jeweils erforderlichen Ermitt-
lungsmaßnahmen flexibel angepasst, um möglichst ressourcengerecht dem Ver-
fahren in jedem Stadium gerecht zu werden.
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